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besser gewährleistet als bisher? Und ferner: Was kann und muss getan
werden, damit der rechtsstaatliche Weg von Volksinitiativen nicht immer
nur in einem Fiasko der Unterschriftensammlung oder in negativen
Abstimmungsergebnissen ausmündet? Könnte dazu nicht auch eine
sorgfältigere, besser überdachte inhaltliche und formelle Gestaltung der einen
oder andern Initiative beitragen?

Ich weiss, dass die Menschen in den Gebieten, die bereits stark
industrialisiert sind, genug Energie haben; sie wollen nicht auch noch
Atomkraftwerke, auch wenn sie wegen des Wassers hingestellt werden müssen.
Ich verstehe das. Wenn man selber genug Wohlstand hat, Bruttosozialprodukt

usw., dann neigt man gerne zur Hoffnung, dass auch andere
genug davon haben. Aber diese Rechnung geht bekanntlich nicht auf.

Ich will von den Gefahren, die der Betrieb von Atomkraftwerken in
sich birgt, nicht reden. Ich habe erwähnt: Ein Atomkraftwerk ist eine
gefährliche Anlage, wegen der Abfälle bleibt sie es über Generationen
hinweg. Aber in der Welt stehen heute gegen 200 Atomkraftwerke in Betrieb,
zum Teil seit Jahren; sie werden heute serienmässig erstellt. Katastrophen,
bei denen Menschen durch Strahlung umgekommen wären, gab es noch
keine. Man scheint die Technik zu beherrschen, und man wird — das ist
meine Hoffnung und mein Glaube — auch für das Abfallproblem Lösungen
finden. Wichtig ist für mich die gesetzliche Verankerung der Pflicht zur
höchstdenkbaren Sicherheit. Dazu braucht es die staatliche Aufsicht,
braucht es das Recht des Staates, einzugreifen, und es braucht die
Möglichkeit des Bundes, nicht weiter bewilligen zu müssen, wenn nicht ein
Bedarf klar nachgewiesen ist. Ich glaube, dass die Ergänzung des

Atomgesetzes, wie sie hier vorliegt, diese Bedingungen erfüllt; Bedingungen, die
man sinnvollerweise aufstellen muss. Wir sollten dieses Gesetz sobald als

möglich in Kraft setzen können; solange es nicht beschlossen ist, gilt
weiterhin das Gesetz von 1959, und Sie kennen die Mängel, die es enthält.

Bundespräsident Willi Ritschard
in seiner Rede vor dem Nationalrat
über die Revision des Atomgesetzes
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